
Elektromobilität, digitale Transfor-
mation, Industrie 4.0 – Sorgen um

die Zukunft unserer Industrieland-
schaft scheinen berechtigt. Dass Sie-
mens ganze Werke der Kraftwerks-
sparte schließt, scheint da gut ins Bild
zu passen. Wie dem begegnen? Nicht so
erfolgversprechend scheint die Diskus-
sion, die verdienstvolle Diesel-Technik
doch nicht gar so sehr an den Pranger
zu stellen. Das erinnert fatal an den Ver-
such, mit dem Kohlepfennig die Mon-

tanindustrie zu erhalten. Ähnlich sind
wohl die Erfolgsaussichten. Wir erlau-
ben uns eine Diskussion, ob Elektromo-
bilität in naher Zukunft funktionieren
kann. Im weltgrößten Mobilitätsmarkt,
dem relevantesten Markt unserer Au-
tomobilindustrie, kann man das schon
lange nicht mehr. Elektromobilität wird
in China funktionieren müssen, sonst
ersticken die Städte – im wahrsten Sin-
ne des Wortes. Deswegen fragt man
sich dort nur noch, wie das funktionie-
ren wird. Und arbeitet fleißig daran. In
Peking findet man heute keine Benzin-
Roller mehr, die fahren mit Batterie.
Und wenn wir auf eine drohende chi-
nesische E-Auto-Quote mit der Inter-
vention der Kanzlerin reagieren − man
möge die Quote doch bitte noch ein we-
nig in die Zukunft verschieben −, dann
werden wir diese Entwicklung wohl

nicht sehr aktiv mitgestalten. Keine gu-
ten Aussichten für die Automobil- und
Zulieferunternehmen im Südwesten. Es
grüßt die Montanindustrie.

Lieber Wohlstand in der Breite
Wie können wir also verhindern, dass
Baden-Württemberg das neue Ruhr-
gebiet wird? Brauchen wir ein Silicon
Valley im Südwesten? Wohl eher nicht.
Wenn Amerika heute eines lehrt, dann,
dass wir eine andere Transformati-
on hinbekommen müssen. Denn das
Meta-Cluster Silicon Valley macht nur
einige wenige unfassbar reich –  und
stellt viele, viele US-Bürger wirtschaft-
lich ins Abseits. Wir dagegen sollten
Beschäftigung und Wohlstand in der
Breite und in der Fläche erhalten. Eine
soziale Schere wie in Kalifornien soll-
ten wir vermeiden: Fast 90 Prozent der

Beschäftigten müssen die dort im Ver-
gleich zu hier mehr als doppelt so ho-
hen Lebenshaltungskosten mit durch-
schnittlich 50 000 Dollar Jahreslohn
bestreiten, nur 10 Prozent erreichen
den Hochlohnsektor mit durchschnitt-
lich 100 000 Dollar (Beispiel San Die-
go). Dabei sinkt der Lohn im Niedrig-
und steigt der im Hochlohnbereich und
zwar so sehr, dass insgesamt das Lohn-
niveau steigt. Einer immer kleiner wer-
denden Zahl geht es also gut und immer
besser – die große Masse kann immer
weniger den Lebensunterhalt bestrei-
ten. Und das schürt, zu Recht, Unzufrie-
denheit – wer wurde da noch als Präsi-
dent gewählt?

Nein, wir müssen das anders hinbe-
kommen, gerade den Mittelstand zu
den notwendigen Veränderungen mo-
tivieren und unterstützen. Und uns Ge-

danken zur Beschäftigung von morgen
machen. Wir sollten Gründer und Start-
ups nutzen als Infusion neuer Ideen
und Arbeitsweisen für den Mittelstand:
Kooperation statt Verdrängung, Trans-
formation statt Boom und Krise. Da-
für wäre noch mehr Unterstützung für
Technologiegründer hilfreich, damit
ein immer breiteres Meer an Optionen
entstehen kann. Und Industrie-Unter-
nehmen müssen sich das notwendige,
neue Handwerkzeug für diese unge-
wohnte Form der Zusammenarbeit zu-
legen, das eigene Repertoire erweitern.
Es braucht also eher nicht Silicon Val-
ley, sondern ein bisschen mehr Verän-
derungsintelligenz.

Guido Baltes ist Professor am IST Institut
für strategische Innovation & Technologie-
management an der HTWG Konstanz

DIE ÖKONOMISCHE FRAGE

Brauchen wir ein Silicon Valley im Südwesten?
Die IT-Schmiede in den USA macht
nur wenige reich – und stellt vie-
le wirtschaftlich ins Abseits. Wir
müssen es anders hinbekommen,
die Zukunft mitzugestalten.
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MMÄÄRRKKTTEE
Schweine

Stuttgart: Orientierungspreis
für Schlachtschweine des Lan-
desbauernverbandes in Baden-
Württemberg vom 30.11. bis
06.12.: 1,31 Euro je Kilogramm.
Der Preis ist abgeleitet vom Ver-
einigungspreis für Schlacht-
schweine vom 29.11.2017.

NNAACCHHRRIICCHHTTEENN

RRPS

Partnerschaft in
China wird vertieft
Der Friedrichshafener Diesel-
motorenbauer Rolls-Royce Po-
wer Systems (RRPS) und China
Railway Rolling Stock Corpo-
ration (CRRC) erweitern ihre
Zusammenarbeit. Ein ent-
sprechendes Abkommen sei in
Friedrichshafen unterzeich-
net worden, teilte RRPS mit.
Künftig werde CRRC weiterhin
MTU-Motoren von Rolls-Royce
bei Dieseltriebwagen und Lo-
komotiven einsetzen. Zudem
wollten beide Unternehmen ge-
meinsam an zukünftigen An-
triebslösungen arbeiten, dazu
gehörten Hybrid-Antriebe und
Gasmotoren. Die Vereinbarung
nehme insbesondere Bezug auf
das Projekt „Neue Seidenstra-
ße“, dem chinesischen Infra-
strukturplan. CRRC spiele da-
bei eine zentrale Rolle. (sk)

KONJUNK TUR

DIW-Experten erwarten
weiteren Schub
Die deutsche Wirtschaft wird
ihren kräftigen Aufschwung
nach Einschätzung von Exper-
ten zum Jahresende hin fort-
setzen. Das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) dürfte um erneut gut
0,8 Prozent im vierten Quartal
überdurchschnittlich zulegen,
teilte das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW)
in Berlin mit. Schon im dritten
Jahresviertel hatte das Plus 0,8
Prozent betragen. Träger des
Aufschwungs ist aus Sicht des
DIW neben der starken Welt-
wirtschaft auch der gestiegene
private Konsum. (dpa)

SPANISCHE GROS SBANK

Santander muss
Millionen abschreiben
Die spanische Großbank
Santander bekommt die Fol-
gen einer laxen Kreditvergabe
bei Autoverkäufen in den USA
zu spüren: Das Institut muss
für das vierte Quartal 600 Mil-
lionen Euro abschreiben, vor
allem wegen des schrumpfen-
den Werts des US-Autokredit-
geschäfts. Nach einer jahrelan-
gen Niedrigzinsphase ist die
Branche unter Druck geraten.
Angesichts steigender Ausfall-
raten bei Autokrediten warnen
Experten vor dem Platzen einer
Finanzblase. Santander war
2006 in das US-Verbraucherkre-
ditgeschäft eingestiegen. (dpa)

Niki Lauda gibt nicht auf
Im Ringen um die Zukunft der Air-Berlin-Tochter Niki rech-
net sich der Ex-Rennfahrer und Unternehmer Niki Lau-
da (im Bild) wieder Chancen aus. Er werde zusammen mit
dem Thomas-Cook-Konzern erneut für die Fluglinie bieten,
wenn die EU-Kommission die Übernahme durch die Luft-
hansa nicht genehmigen sollte. „Wir sind gesprächsbereit.
Die sich abzeichnende Entscheidung in Brüssel kommt mir
gelegen“, sagte Lauda, der die Ferienfluglinie einst gegrün-

det hat. Sein Angebot zusammen mit Thomas Cook gelte
nach wie vor. Die Lufthansa will mit den Teilgesellschaf-
ten LG Walter und Niki einen beträchtlichen Teil des Flug-
betriebs von Air Berlin mit 81 Jets übernehmen. Wegen der
Dimension des Geschäfts müssen die Folgen für den Wett-
bewerb überprüft werden. Unbestätigten Berichten zufol-
ge könnte sich die EU-Kommission vor allem an der Niki-
Übernahme durch die Lufthansa stoßen. B I L D : DP A

Hamburg (dpa) Der Energiekonzern
Exxon-Mobil verkauft sein gesamtes
deutsches Tankstellennetz an die briti-
sche Firma EG Group. Rund 1000 Esso-
Tankstellen sollen nach Zustimmung
des Kartellamtes bis Ende kommen-
den Jahres an den neuen Besitzer über-
gehen, erklärte Exxon-Mobil in Ham-
burg. Angaben zum Preis wurden nicht
gemacht. Der Verkauf bedeute aller-
dings nicht, dass sich der Konzern aus
dem deutschen Markt zurückziehe, er
wolle vielmehr wachsen. Die Tankstel-
len würden weiter mit Esso-Kraftstof-
fen und Schmierstoffen wie Motoröl be-
liefert und Exxon-Mobil werde sich auf
die Weiterentwicklung der Marke kon-
zentrieren. Das operative Geschäft wer-
de von der EG Group übernommen, die
in das Kraftstoff-, Wasch- und Shopge-
schäft investieren werde.

Exxon-Mobil und EG arbeiten bereits
in Frankreich und Großbritannien zu-
sammen und haben eine ähnliche Ver-
einbarung für Italien abgeschlossen.
Die 2001 von zwei Brüdern gegründe-
te Firma aus dem englischen Blackburn
wird nach der Übernahme europaweit
rund 3500 Tankstellen verschiedener
Marken betreiben. „Der deutsche Markt
bietet uns großartige Wachstumschan-
cen und ist die logische Erweiterung
unseres Geschäfts in ganz Europa“, sag-
te EG-Mitgeschäftsführer Mohsin Issa.

Die Zusammenarbeit der beiden Fir-
men sei zunächst auf 20 Jahre festge-
schrieben. „Sie steht in Einklang mit
unserer Strategie in anderen europä-
ischen Märkten und unserem Ziel:
Wachstum in Deutschland“, sagte Flo-
rian Barsch, Chef der Exxon-Mobil Cen-
tral Europe Holding in Hamburg.

Exxon-Mobil
verkauft Esso-Netz

Frankfurt/Main (dpa) Die Rekordjagd
der Digitalwährung Bitcoin geht wei-
ter. Gestern stieg der Kurs an wichti-
gen Handelsbörsen wie Bitstamp oder
Coinbase über die Marke von 11 000 US-
Dollar. Bei Bitstamp wurde ein Rekord-
stand von 11 395 Dollar erreicht. In den
vergangenen Handelstagen war der Bit-
coin immer wieder auf neue Rekorde ge-
stiegen. Seit Beginn des Jahres hat sich
der Wert der Digitalwährung verzehn-
facht. Beflügelt wurde der Anstieg zu-
letzt vor allem durch die Ankündigung
der renommierten Chicagoer Termin-
börse CME von Ende Oktober, künftig
Terminkontrakte für Bitcoins anzubie-
ten. Inzwischen sehen Experten eine
gefährliche Marktübertreibung: Je hö-
her der Kurs der Digitalwährung steigt,
desto eindringlicher wird vor den Fol-
gen einer platzenden Preisblase ge-
warnt. Der Bitcoin ist der bekannteste
Vertreter von Digitalwährungen, auch
Kryptowährungen genannt. Anders als
herkömmliche Währungen werden sie
nicht von Zentralbanken und Regierun-
gen kontrolliert. Befürworter schätzen
die Freiheit und Anonymität, Kritiker
warnen vor Missbrauch etwa zur Finan-
zierung krimineller Handlungen.

. 
Was hinter dem Konzept Bitcoin
steckt und wie es funktioniert,
erfahren Sie unter
www.sk.de/exklusiv

Bitcoin-Höhenflug
hält weiter an

Brüssel – Der Verteilungskampf hat be-
gonnen – und er dürfte auch die Bauern
in der EU treffen. Gut sechs Monate, be-
vor im Mai 2018 der erste Entwurf für
den siebenjährigen EU-Finanzrahmen
nach 2021 vorgelegt wird, präsentierten
Kommissionsvize Jyrki Katainen und
sein Kollege aus dem Agrar-Ressort,
Phil Hogan, in Brüssel aber erst einmal
eine Lobesrede auf die europäische Ag-
rarpolitik. Europa sei Dank der gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) zu einer „Su-
permacht in der Landwirtschafts- und
Ernährungspolitik“ geworden, heißt es
in der Vorlage. Die Gemeinschaft wer-
de auch künftig dafür sorgen, dass sie
„weiterhin gesunde und schmackhaf-
te Lebensmittel für die Verbraucher
bereitstellt und Wachstum in ländli-
chen Gegenden schafft“. Dazu sollten
moderne Technologien gefördert, jun-
ge Menschen für den Beruf des Land-
wirts gewonnen werden und nachhal-
tige Erzeugung verstärkt werden. Dass
dies nur Sprechblasen sind, die wenig
mit der Realität auf den Äckern zu tun
hat, weiß die Kommission. Schließlich
hat sie selbst ihre zuständigen General-
direktionen beauftragt auszurechnen,
wie es um die Zukunft wirklich bestellt
ist. Die Zahlen sind dramatisch.

Bisher gibt die EU jedes Jahr 50 Milli-
arden Euro und damit 39 Prozent ihres
Etats für den Agrarbereich aus. Nicht
nur wegen der wegfallenden britischen
Zahlungen stehen nun allerdings mas-
sive Einschnitte an. „In einigen Sek-
toren läge der Einkommensrückgang
bei 26 Prozent“, heißt es in einer Studie
der EU-Verwaltungsbehörde für Land-
wirtschaft und ländliche Entwicklung.
Besonders betroffen wären Bauern,
die in folgenden Bereichen tätig sind:
Rinderzucht, Getreide-Anbau, Ölsa-
men und Proteinpflanzen sowie Hal-
tung von Schafen und Ziegen. Sollten
die Direktzahlungen um 30 Prozent
gekürzt werden, gäbe es so viele Ver-
lierer, dass Gewinner kaum auszuma-
chen wären. Sogar wenn sie nur um 15
Prozent sinken, seien die strukturellen
Auswirkungen „mehr oder weniger“
dieselben. Denn die Direktzahlungen
sind für viele Höfe überlebenswichtig.
„Die Direktzahlungen haben hohe Ein-
kommensrelevanz für unsere Betriebe“,
sagte Benjamin Fiebig, Hauptgeschäfts-

führer des Badischen Landwirtschaftli-
chen Hauptverbandes (BLHV), gegen-
über unserer Zeitung. Vom Einkommen
der Bauern in Südbaden machten sie 60
Prozent aus.

Bereits in der Vorwoche hatten Um-
weltverbände eine vernichtende Stu-
die von Fachleuten veröffentlicht, die
an der GAP kaum ein gutes Haar lässt:
Zwar seien die Direktzahlungen für die
Bauern wichtig, würden aber auch die
Abhängigkeit von Subventionen ver-
stärken. Die Effekte der Fördermittel
im Bereich der ländlichen Entwicklung
verfehlten wesentliche Ziele für Schutz
des Wassers, der Umwelt und der Arten-
vielfalt bei weitem.

Trotzdem dürfte genau diese Ent-
wicklung fortgesetzt werden. Erste Äu-
ßerungen aus dem Umfeld der Kom-
mission belegen, dass der Agrarsektor
künftig noch mehr Verantwortung für
Klimaschutz und Artenerhaltung be-
kommen soll. Das deutet auf eine Um-
widmung von Direktzahlungen an die
Landwirte auf die Programme für die
ländliche Entwicklung hin. Ob das ef-
fizient ist, bleibt unbeantwortet. Ges-
tern ließ die Kommission davon jedoch
noch nichts durchscheinen. „Die Land-
wirte werden weiterhin im Rahmen von
Direktzahlungen Unterstützung erhal-
ten“, versprachen die Kommissare. Und
die Förderung eines „intelligenten und
krisenfesten Agrarsektors“ bleibe ein
Schwerpunkt. Wie die Kommission
über die Zukunft einer ihrer wichtigs-
ten Säulen debattieren will, ohne kon-
krete Zahlen vorzulegen, blieb vorerst
ihr Geheimnis.

Bauern drohen Einschnitte

V O N D E  T L  E F  D R E W  E S 

➤ EU denkt an geringere
Direktzahlungen

➤ Künftig mehr Geld für
Umweltschutz?

Jyrki Katainen, Vize-Chef der EU-Kommis-
sion in Brüssel. B I L D : DP A
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